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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die sich vor allem aus rechtsbürgerlichen Kreisen rekrutierenden Gegner der Reform
machten ihre Drohung mit dem Referendum wahr. Unmittelbar nach der
Schlussabstimmung formierte sich ein von Steinemann (fp, SG), Früh (fdp, AR), Seiler
(svp, BE) und Schmidhalter (cvp, VS) präsidiertes "Komitee gegen eine aufgeblähte
Bundesverwaltung mit überflüssigen Staatssekretären". Unterstützung fanden sie bei
der AUNS; mit der Unterschriftensammlung wurde ein Berner PR-Büro betraut. Noch
vor Jahresende waren die benötigten 50 000 Unterschriften beisammen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1995
HANS HIRTER

Nachdem das von rechtsbürgerlichen Kreisen im Vorjahr lancierte Referendum gegen
die "Regierungsreform 93" mit rund 70 000 Unterschriften zustande gekommen war,
setzte der Bundesrat die Volksabstimmung auf den 9. Juni fest. Die Kampagne
vermochte keine grossen Emotionen zu entfachen; die Gegner thematisierten einzig die
Frage der Staatssekretäre und deren Kosten. Auf Befürworterseite befanden sich zwar
die drei grössten Parteien, aber ihre Zustimmung fiel eher gedämpft aus. So
entschieden sich bei der FDP acht Kantonalsektionen für die Nein-Parole, und auch der
Vorstand der SPS hatte sich nur mit 26:19 Stimmen - und gegen Parteipräsident
Bodenmann - für eine Unterstützung entschieden. Einzig der Bundesrat setzte sich
ernsthaft für die Reform ein. Die Gegner, bei denen der Gewerbeverband die Kampagne
koordinierte, brauchten sich angesichts der Gleichgültigkeit der Öffentlichkeit und der
schwachen Gegenwehr der meisten Befürworter auch nicht übermässig zu engagieren. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.01.1996
HANS HIRTER

Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz
Abstimmung vom 9. Juni 1996

Beteiligung: 31,3%
Ja: 544 630 (39,4%)
Nein: 837 990 (60,6%)

Parolen:
- Ja: FDP (8*), SP, CVP (3*), LP, EVP; SGB, CNG.
- Nein: SVP (1*), FP, SD, LdU (1*), EDU; Vorort, SGV.
- Stimmfreigabe: GP, PdA.

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Resultat fiel mit einem Nein-Stimmenanteil von rund 60% deutlich aus. Nur gerade
in den Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt stimmte das Volk der Vorlage zu. Am
wuchtigsten war die Ablehnung in den kleinen ländlichen Kantonen der Zentral- und
Ostschweiz, aber auch die stark industrialisierten Mittellandkantone Aargau und
Solothurn steuerten Nein-Anteile von über 70% bei. Die Vox-Analyse bestätigte, dass
sich die Gegner vorwiegend an den Staatssekretären und dabei vor allem an den
dadurch entstehenden Kosten gestört hatten. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.06.1996
HANS HIRTER

1) Bund, 7.10. und 22.12.95; BBl, 1996, I, S. 522 f.
2) BBl, 1996, I, S. 522 f.; Presse vom 16.1.96. Vgl. SPJ 1995, S. 33 ff.; BaZ, 25.3.96 (SP); Ww, 17.4.96; TA, 30.4.96; 24 Heures,
31.5.96 (Ja-Parole der SVP-VD). 
3) BBl, 1996, III, S. 919; Presse vom 10.6.96; S. Hug / L. Maquis / B. Wernli, Analyse der eidg. Abstimmungen vom 9. Juni 1996.
VOX Nr. 59, Zürich und Genf 1996.
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